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Integrationsprogramme ZeSo 1/2000

30 Millionen für 550 Plätze für Ausgesteuerte

«Beschäftigung statt Sozialhilfe» im Kanton Bern

Der Kanton Bern stelltfür die Arbeitsintegration

von ausgesteuerten und sozialhilfeabhän-
gigen Personen für dasJahr 2000 30 Millionen

Franken zur Verfügung. Die 550 Plätze
werden nach einem einheitlichen Schlüssel auf
das ganze Kantonsgebiet verteilt.

Die Arbeitslosigkeit sinkt, aber die Sok-

kelarbeitslosigkeit der Langzeitarbeitslosen
wird nicht so rasch zurückgehen. Auf

4600 Menschen wird die Zahl der
Ausgesteuerten für den Kanton Bern
geschätzt. Rund 30 Prozent der Ausgesteuerten

müssen sich innerhalb von zwei

Jahren bei der Sozialhilfe melden. Die
Gesuche der Gemeinden, Arbeitsinte-
grationsprogramme über die Fürsorge
zu finanzieren, stiegen steil an. Eine
einheitliche Regelung drängte sich auf.

Nun hat der Regierungsrat des Kantons

Bern die Spielregeln für
Beschäftigungsprojekte für ausgesteuerte und auf
Sozialhilfe angewiesene Personen
einheitlich geregelt. Die Angebote stehen
ebenfalls Erwerbslosen offen, die keinen
Avig-Anspruch erwerben konnten, wie
ehemals Selbständigerwerbende oder
Flüchtlinge. Mit den Integrationsprogrammen

sollen drei Ziele erreicht
werden. Die Ausgrenzung soll verhindert,
die beruflichen Fähigkeiten erhalten
und die Reintegration in den Arbeitsmarkt

gefördert werden.
Unter dem Titel «Beschäftigung statt

Fürsorge» werden imJahr 2000 maximal
30 Millionen Franken bereit gestellt. Die
Kosten tragen der Kanton und die
Gemeinden über die Lastenverteilung je
zur Hälfte. Dieses Kostendach reicht aus,

um 550Jahres-Projektplätze zu finanzie¬

ren. Pro Platz und Monat stehen maximal

4500 Franken zur Verfügung, wobei
die festen Kosten für Betreuung und
Infrastruktur maximal 1200 Franken
ausmachen dürfen.

Den Teilnehmenden an einem
Integrationsprogramm wird ein Lohn
ausgerichtet, auf dem Sozialversicherungen
abgerechnet werden. Diese Löhne sind von
der Rückerstattungspflicht ausgenommen

und dürfen nicht über das individuelle

Unterstützungsdossier verbucht
werden. Die Losung «Arbeit und Lohn statt
Sozialhilfe» wird damit - zumindest für
Alleinstehende - zur Tatsache.

Die Städte waren bisher in der
Arbeitsintegration aktiver. Der Regierungsrat
will nun aber die Entwicklung in geordnete

und steuerbare Bahnen lenken.
Ausgehend von der Zahl der Arbeitslosen

wurde jeder Gemeinde eine feste
Anzahl Beschäftigungsplätze zugesprochen.

Kleine Gemeinden sollen sich zu
einem Verbund zusammenschliessen
und gemeinsam Verträge mit einem
Anbieter abschlössen. Die Stadt Bern steht
mit 118,6 Plätzen (6,4 Mio. Franken) an
der Spitze, gefolgt von Biel mit 63,85
Plätzen (3,4 Mio. Fr.). Die Gemeinden
sind frei in der Wahl der Projektanbieter,
sofern das Angebot den Mindestanforderungen

des Kantons entspricht.
Das Kantonale Fürsorgeamt befürwortet

Projekte, die auf der Freiwilligkeit
und Motivation der Teilnehmenden
aufbauen. Fürsorgedirektor Samuel Bhend
bezeichnete das Projekt «Arbeit statt
Fürsorge» der Stadt Bern, laut «Bund», als

ideal, da es auf der Integration in den
ersten Arbeitsmarkt aufbaut. cab
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